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			Abtreibungen bleiben illegal

			Argentinischer Senat entscheidet gegen Legalisierung
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			Trauer und Enttäuschung bei Anhängerinnen der Gesetzesinitiative. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (mc/dpa) - Abtreibungen bleiben in Argentinien auch künftig eine Straftat. Eine Initiative zur Legalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen scheiterte am frühen Donnerstagmorgen, weil der Senat eine entsprechende Gesetzesvorlage mit 38 gegen 31 Stimmen ablehnte. Die Vorlage war zuvor von der Abgeordnetenkammer angenommen worden. Eine Neubehandlung des Themas wird es so in diesem Jahr nicht mehr geben.

			Gegen das Projekt stimmten vor allem Senatoren des Regierungslagers und der gemäßigten Peronisten. Es gab zwei Enthaltungen und eine Abwesenheit. Ein Sieg der Gegner hatte sich im Vorfeld abgezeichnet. Spätestens als der bis dato unentschiedene Tucumán-Senator José Alperovich zu Beginn der über 16-stündigen Sitzung klar machte, dass auch er mit Nein votieren werde, waren die Würfel praktisch gefallen. 

			Die Abstimmungen fanden in beiden Parlamentskammern ohne Fraktionszwang statt. Präsident Mauricio Macri hielt sich neutral. Einige Minister, darunter auch Gesundheitsminister Adolfo Rubinstein, sprachen sich für die Gesetzesvorlage aus, andere Regierungsmitglieder dagegen. Die katholische Kirche hatte aktiv gegen die Legalisierung der Abtreibung gestritten.

			Während der Debatte hatte sich der stellvertretende Senatspräsident Federico Pinedo gegen das Projekt ausgesprochen. Es könne nicht sein, dass etwas, was heute eine Straftat darstelle, sich über Nacht in eine Verpflichtung verwandelte. „Das ist ein wenig zu viel“, so Pinedo, der dem Regierungsbündnis „Cambiemos“ (Verändern wir) angehört. Zudem gestatte es die Verfassung nicht, einem Kind willkürlich Geburt und Leben vorzuenthalten, argumentierte Pinedo.

			Auch der einstige Vizepräsident Julio Cobos (Cambiemos) blies ins selbe Horn: „Wir können es nicht akzeptieren, dass die Unterbrechung des Lebens eine Lösung ist.“ Und Cobos‘ Parteifreund Mario Fiad betonte: „Das Recht auf Leben ist die Basis unserer gesetzlichen Ordnung.“

			Für die Befürworter der Legalisierung ergriff Cristina Fernández de Kirchner das Wort. Die Ex-Präsidentin, die früher gegen die legale Abtreibung war, argumentierte, dass das Abweisen der Initiative nicht dazu führe, dass es weniger Schwangerschaftsabbrüche gebe. Mit allen negativen Folgen für die betroffenen Frauen, die so in die Illegalität getrieben würden. Kirchner beklagte, dass es kein alternatives Projekt gebe.

			Für die gemäßigten Peronisten bedauerte Miguel Pichetto, dass sich Cristina Kirchner während ihrer Präsidentschaft, als es noch andere Mehrheitsverhältnisse gab, der Debatte verweigert hatte. „Vielleicht hatten wir zu viel Angst vor der Kirche“, resümierte Pichetto. Der Senator aus Río Negro beklagte aber auch, dass Präsident Macri sich nicht stärker eingebracht habe. „Das Nein wird heute gewinnen, aber ihm gehört nicht die Zukunft.“

			Dass es auch im Regierungslager Befürworter der Initiative gab, machte der Beitrag von Luis Naidenoff deutlich. Der Fraktionsvorsitzende des Regierungsbündnisses „Cambiemos“ bedauerte die Ablehnung. Es sei „unwürdig“, etwas zu besiegeln, was Frauen in die Heimlichkeit treibe. „Das, was wir machen, vertieft die soziale Ungleichheit“, so Naidenoff mit Blick darauf, dass illegale Abtreibungen auch eine Frage des Geldbeutels sind.

			Während des Senatssitzung hatten sich Zehntausende Menschen bei Regen und Sturm auf den Straßen um den Kongress versammelt, um teils für und teils gegen das Gesetz zu demonstrieren. Nach Bekanntwerden der Entscheidung um 2.44 Uhr kam es zu Tumulten. Demonstranten warfen Steine und Flaschen, außerdem zündeten sie Müll an. Die Polizei setzte Tränengas ein und nahm mehrere Menschen fest. Die große Mehrheit blieb allerdings friedlich.

			In Argentinien ist eine Abtreibung bislang nur im Fall von Vergewaltigung oder einer Lebensgefahr für die Mutter erlaubt. Nach Schätzungen des Gesundheitsministeriums werden jedoch jährlich mehr als 350.000 illegale Abtreibungen durchgeführt. Rund 50.000 Frauen werden jährlich wegen Komplikationen nach solchen Eingriffen in Krankenhäuser eingeliefert.

			Nach der gültigen Gesetzgebung von 1921 machen sich bei einer Abtreibung nicht nur die Ärzte, sondern auch die Frauen strafbar. Zwischen 2007 und 2016 sind in Argentinien 63 Menschen in Verbindung mit illegalen Abtreibungen vor Gericht verurteilt worden.

			So regeln es andere Länder 

			Dublin (dpa/mc) - In Europa hatte sich zuletzt im traditionell katholischen Irland in einer Volksabstimmung eine Zwei-Drittel-Mehrheit für eine Lockerung der bislang geltenden strengen Abtreibungsregeln ausgesprochen. Abgestimmt wurde über die Streichung eines Verfassungszusatzes von 1983, der Schwangerschaftsabbrüche bislang faktisch unmöglich macht. Wer dagegen verstößt, kann mit bis zu 14 Jahren Gefängnis bestraft werden. Nach dem Willen der Regierung soll bis Jahresende das Parlament Abtreibungen bis zur zwölften Schwangerschaftswoche legalisieren. 

			In Deutschland ist ein Schwangerschaftsabbruch unter bestimmten Bedingungen nicht strafbar. Eine Frau kann innerhalb der ersten zwölf Schwangerschaftswochen - in Ausnahmefällen auch bis zur 22. Woche - abtreiben lassen, wenn sie sich beraten lassen hat und dem Arzt einen Beratungsschein vorlegt. 

			Im katholischen Spanien sind Abtreibungen bis zur 14. Schwangerschaftswoche zugelassen, bis zur 22. Woche können sie aus medizinischen Gründen legal sein. 2014 zog der damalige Ministerpräsident Mariano Rajoy seine Pläne zurück, Abtreibungen wieder grundsätzlich für illegal zu erklären.
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			Amado Boudou verurteilt 

			Ex-Vizepräsident muss fünf Jahre und zehn Monate ins Gefängnis
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			Amado Boudou während der Urteilsverkündung. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Der frühere Vizepräsident Amado Boudou ist wegen Korruption zu fünf Jahren und zehn Monaten Haft verurteilt worden. Boudou, zwischen 2011 und 2015 Stellvertreter der damaligen Staatschefin Cristina Fernández de Kirchner, wurde am Dienstag vom Bundesgericht in Buenos Aires für schuldig befunden, im Jahr 2010 den Verkauf der Banknoten-Druckerei „Ciccone“ an Geschäftsfreunde illegal gefördert zu haben. Damals war Boudou Wirtschaftsminister. 

			Zudem muss der 55-Jährige eine Strafe von 90.000 Pesos zahlen und darf gemäß dem Richterspruch nie wieder ein öffentliches Amt bekleiden. Das Gericht ordnete den sofortigen Freiheitsentzug an. Der einstige Politiker hatte die Vorwürfe, die auf Amtsmissbrauch und Bestechlichkeit lauteten, stets bestritten. Seine Anwälte plädierten auf Freispruch. Sie kündigten an, gegen das Urteil in Berufung gehen zu wollen. Sie monierten auch die Festnahme unmittelbar nach der Urteilsverkündung, da das Urteil wegen der Berufungsmöglichkeit noch keine Rechtskraft besitze.

			Boudou, der als Vertrauter Cristina Kirchners galt, nahm laut Urteil persönlichen Einfluss auf das Steueramt, um „Ciccone“ vor dem Konkurs zu retten. Er habe dafür einen Anteil an der Firma erhalten. Anschließend bekam die Druckerei demnach einen Regierungsauftrag zur Herstellung neuer Bankscheine.

			Fünf Jahre und sechs Monate ins Gefängnis muss Boudous Geschäftsfreund José María Núñez Carmona. Viereinhalb Jahre Freiheitsentzug verhängte das Gericht gegen Nicolás Ciccone, den einstigen Besitzer der Gelddruckerei. Aus Altersgründen wird in diesem Fall Hausarrest statt Gefängnis angeordnet.

			Der argentinisch-belgische Geschäftsmann Alejandro Vandenbroele wurde zu zwei Jahren Haft auf Bewährung verurteilt. Die Richter sahen es als erwiesen an, dass er als „Strohmann“ beim Kauf der Druckerei agiert hat.

			Boudou hatte in seinem letzten Statement vor der Urteilsverkündung versucht, sich als Opfer eines politisch motivierten Prozesses darzustellen: „Es ist ein Fall von Klassenrevanche, bei der eine Lektion erteilt werden soll: Sich niemals zu erdreisten, Dinge zu verändern.“ Nur die Politiker, die tun, was die Mächtigen wollen, hätten keine Probleme, so Boudou. Diejenigen hingegen, die die Gesellschaft transformieren wollten, würden verfolgt - erst von den Medien, dann von der Justiz. Boudou hatte 2008 in seiner Amtszeit als Leiter der Sozialversicherung Anses eine entscheidende Rolle bei der Verstaatlichung der Privatrenten (AFJP) gespielt, was ihm viele verübelten. 

			Im Anschluss an die Gerichtsverhandlung wurde der einstige zweite Mann im Staat in Handschellen abgeführt und ins Gefängnis nach Ezeiza transportiert. Gegen Boudou laufen derweil noch weitere Verfahren; unter anderen eines wegen Unregelmäßigkeiten bei Umschuldungsplänen für die Provinz Formosa.

			Boudou ist der zweite Vizepräsident der argentinischen Geschichte, der mit Freiheitsentzug belegt wird. Zwischen 1955 und 1958 saß Peróns einstiger Vize Alberto Teisaire auf der Insel Martín García in Haft.
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			Spur des Geldes führt zu CFK

			Millionenschwerer Schmiergeldskandal / Macri-Cousin verwickelt
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			Cristina Fernández de Kirchner bei einer Pressekonferenz. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (AT/mc) - Der millionenschwere Schmiergeldskandal, der durch Aufzeichnungen des Chauffeurs Oscar Centeno in der vorigen Woche losgetreten wurde, zieht immer weitere Kreise. Wie die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf Justizkreise berichtet, führt die Spur direkt zu Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. Demzufolge sollen alleine zwischen 2008 und 2011 wenigstens 60 Millionen US-Dollar in Kirchners Stadtwohnung im Buenos-Aires-Stadtteil Recoleta abgeliefert worden sein.

			Centeno arbeitete als Fahrer von Roberto Baratta, dem einstigen Staatssekretär im Infrastrukturministerium, das sich während der Regierungen von Néstor und Cristina Kirchner (2003 - 2007 bzw. 2007 - 2015) in den Händen von Minister Julio De Vido befand. Der Chauffeur, der mittlerweile mit der Justiz zusammenarbeitet, führte penibel Buch über die Zahlungen und die Fahrten.

			Nach Einschätzung der Staatsanwaltschaft sei es Barattas Aufgabe gewesen, von Unternehmern Geld entgegenzunehmen, das diese für den Zuschlag für öffentliche Projekte zahlten. Insgesamt sollen so mindestens 160 Millionen Dollar geflossen sein. Einen nicht geringen Teil dessen habe Baratta dann direkt in der Privatwohnung der Kirchners in der Straße Uruguay 1306 abgeliefert, wo Néstor Kirchners Privatsekretär Daniel Muñoz das Geld entgegengenommen habe, berichtet die Zeitung. 

			Es soll sich dabei ein regelmäßiger Ablauf eingependelt haben. Mittags habe Baratta mit dem Kassieren begonnen, abends zwischen 20 und 21 Uhr sei er dann zur Wohnung der Kirchners gefahren.

			Bislang sind bereits 17 Funktionäre und Geschäftsleute vorläufig festgenommen worden (wir berichteten). Am Montag wurde unter anderen der ehemalige Verwaltungschef des Konzerns Techint, Héctor Zabaleta verhaftet.

			In den Korruptionsskandal verwickelt ist mit Angelo Calcaterra auch ein Cousin des aktuellen Präsidenten Mauricio Macri. Der Bauunternehmer hat bereits zugegeben, Gelder gezahlt zu haben, die für die Wahlkampagnen der Kirchner-treuen „Siegesfront“ bestimmt gewesen seien. Der Macri-Cousin hat der Justiz seine Zusammenarbeit angeboten. Im Gegenzug bleibt er vorerst auf freiem Fuß.

			Cristina Fernández de Kirchner hat vom zuständigen Richter Claudio Bonadio eine Vorladung für den kommenden Montag erhalten, bei der die Ex-Staatschefin zu den Vorwürfen Stellung nehmen soll. Die Justiz will zudem Kirchners Privatwohnungen in Buenos Aires, Río Gallegos und El Calafate durchsuchen. Dafür muss aber der Senat zustimmen, da Kirchner durch ihren Status als Senatorin politische Immunität genießt. Die Entscheidung darüber soll nächste Woche fallen.

			Die Politikerin mit wolgadeutschen Wurzeln ist für ihren aufwendigen Lebensstil bekannt. Gleichwohl verstand sie es, sich als Fürsprecherin der ärmeren Bevölkerungsschichten populär zu machen.
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			Die Woche in Argentinien

			Kind 128 gefunden
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			Estela de Carlotto und Ismael Ramos, einer der Brüder des Gefundenen. (Foto: Pisarenko/dpa)

			Über 40 Jahre nach seiner Entführung während der Militärdiktatur ist erneut ein Sohn einer Regimegegnerin identifiziert worden. Es handelt sich um Marcos Eduardo Ramos aus der Provinzhauptstadt San Miguel de Tucumán. Die teilte die Menschenrechtsorganisation Großmütter der Plaza de Mayo (Abuelas) am vorigen Freitag in einer Pressekonferenz mit. Die Herkunft des heute 42-jährigen Mannes sei mittels Gentest ermittelt worden. Es war das 128. identifizierte Kind eines Diktaturopfers. Marcos Ramos war 1976 im Alter von wenigen Monaten gemeinsam mit seiner Mutter Rosario del Carmen Ramos in der Provinz Tucumán von staatlichen Sicherheitskräften verschleppt worden. Er wuchs später in einer Familie von Regimeanhängern auf. Seine Mutter, eine einstige Aktivistin der Revolutionären Arbeiterpartei (PRT), gilt noch immer als vermisst. Ismael Ramos, einer der beiden Brüder des Gesuchten, hatte 1999 die Ermittlungen angestoßen, als er sich an die Kommission für das Recht auf Identität (Conadi) wandte. Dabei erzählte er, dass er sich an einen weiteren Bruder erinnern könne, der mit der Mutter entführt wurde. 2013 kamen Hinweise aus Tucumán, die zu Marcos Ramos bzw. dessen Adoptivfamilie führten. Ein freiwilliger Abgleich mit Daten der nationalen Gen-Datei gaben dann Gewissheit. Die Vorsitzende der „Abuelas“, Estela de Carlotto, freute sich über den neuen Identifizierungserfolg und kündigte an weiterzumachen: „Wir werden weiter kämpfen für all die Enkel, die noch fehlen.“

			Erinnerung an Maldonado

			Ein Jahr ist es her, dass der Menschenrechtsaktivist Santiago Maldonado zuletzt lebend gesehen wurde. Im Oktober vorigen Jahres wurde der Leichnam des 28-Jährigen dann im Chubut-Fluss gefunden. Laut Expertenmeinung ertrank er ohne Fremdeinwirkung. Der Fall beschäftigt die Öffentlichkeit indes weiterhin. So folgten vor wenigen Tagen Hunderte dem Aufruf mehrerer Menschenrechtsgruppen, um im Zentrum der Hauptstadt für Aufklärung und Gerechtigkeit im Fall Maldonado zu demonstrieren. „Vor einem Jahr haben wir uns hier getroffen und haben gefordert, dass Santiago wieder auftaucht. Heute fordern wir Wahrheit und juristische Aufarbeitung“, so Sergio Maldonado. Der Bruder des Aktivisten forderte zudem Sicherheitsministerin Patricia Bullrich zum Rücktritt auf, da diese weiterhin die Rolle der Gendarmerie beim Verschwinden Santiagos bestreite. Dessen Spur verlor sich, nachdem die Sicherheitskräfte eine Demo der Mapuche auflösten. Für Zweifel an der offiziellen Darstallung sorgt auch der Umstand, dass Taucher den Leichnam an einer Stelle fanden, an der bereits vorher mehrfach gesucht worden war.

			Moyano und Cristina

			Lange Zeit hatten sie sich nicht viel zu sagen. Doch nun zeichnet sich eine Wiederannäherung zwischen Cristina Fernández de Kirchner und Huyo Moyano ab. Bei einer Veranstaltung der Mechaniker-Gewerkschaft Smata in Cañuelas (Provinz Buenos Aires) traten die Ex-Präsidentin und der Chef der mächtigen Fernfahrergewerkschaft gemeinsam auf und loteten offenbar gemeinsame Aktionen aus. „Wir sind dabei, ein Wahlbündnis zu schmieden“, sagte Moyano im Anschluss an das Podiumsgespräch, das unter Ausschluss der Presse stattfand. Mit Blick auf das Wahljahr 2019 sagte der Gewerkschaftsboss: „Die ganze peronistische Bewegung wird sich vereinigen. Das ist unsere Mission.“ Gleichwohl machte er deutlich, dass dies nicht unbedingt eine Unterstützung von Cristina als Präsidentschaftskandidaten bedeuten müsse: „Wir werden sehen, ob es einen anderen Bewerber gibt“, wird Moyano von der Zeitung „Clarín“ zitiert. Die Beziehung zwischen Moyano und Cristina war starken Schwankungen ausgesetzt. Zu Zeiten, als Néstor Kirchner noch lebte, gehörte der Gewerkschafter praktisch zur Regierungsentourage. Später kühlte sich das Verhältnis deutlich ab und schlug in offene Opposition Moyanos um. Im Wahlkampf 2015 unterstützte er Mauricio Macri. Doch auch dies ist schon wieder lange her.

			U-Bahn deutlich teurer

			Saftige Preiserhöhung bei der U-Bahn von Buenos Aires (Subte): Statt wie zuvor 7,50 Pesos kostet eine Fahrt seit wenigen Tagen nun 12,50 Pesos. Dies entspricht einer Erhöhung um 67 Prozent (!). Die Maßnahme sollte eigentlich schon im Mai greifen. Doch die Abgeordneten Patricio del Corro und Myriam Bregman (beide Linksfront) hatten bei der Justiz eine einstweilige Verfügung dagegen erwirkt. Diese wurde nun aufgehoben. Für Vielfahrer gibt es weiterhin Vergünstigungen. So kostet jede Fahrt ab der 21. noch 10 Pesos, ab der 31. 8,75 Pesos und ab der 41. 7,50 Pesos. (AT/mc/dpa)
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			Das Ende von Cristina Kirchner?

			Von Juan E. Alemann

			Der Zufall spielt in der Geschichte eine viel größere Rolle, als wir es in unserer rationellen Erfassung der Ereignisse wahrhaben wollen. Einstein sagte: “Gott spielt nicht mit Würfeln.” Womit er zum Ausdruck brachte, dass der Zufall einen tieferen Sinn hat und Gottes Wille oder seine Spielregeln zum Ausdruck bringt. In diesem Sinn kann man der politischen Atombombe, die in Argentinien geplatzt ist, mit den genauen Angaben über die Verteilung von Säcken und Koffern mit Millionen Dollar, die in den Heften des Chauffeurs Oscar Centeno enthalten sind, auch einen tieferen Sinn geben. Einmal ist es äußerst merkwürdig, dass Centeno dies so genau und geordnet niederschrieb, und dann ist es ein Zufall, dass er sich mit seiner Frau bei der Scheidung über die Vermögensaufteilung gestritten hat, und dass diese dabei ein tiefes Ressentiment äußerte und eine Kopie der Hefte mit den Berichten weitergab, bis sie bei einem Journalisten der Zeitung „La Nación“, Diego Cabot, landeten, der sich die Mühe nahm, sie eingehend zu studieren, die Information zu ordnen, und dann den Fall an einen Bundesrichter übergab, der jetzt unter Zugzwang steht. 

			Centeno hat zugegeben, dass die Hefte echt sind, und jetzt müssen sich die von ihm erwähnten hohen Beamten und Unternehmer zum Fall äußern. Nachdem seit 2016 auch in Argentinien die Möglichkeit besteht, Strafen zu entgehen oder sie zu mildern, wenn ein “reuiger” Angeklagter Informationen liefert, die den Fall klären, und dabei Beweise für die Beteiligung anderer liefert, kann man vorwegnehmen, dass die juristische Lage derjenigen schwieriger wird, die das viele Geld empfangen haben, also letztlich, nachdem Néstor Kirchner gestorben ist, nur Cristina. Es handelt sich dabei nach bisherigen Schätzungen um 160 bis 200 Millionen Dollar, so dass der Fall von keinem Richter unter den Teppich gefegt werden kann.

			Bisher hatten die zahlreichen und wirklich bösen Gerichtsverfahren, bei denen Cristina beschuldigt wird, in eine gigantische Korruption verwickelt zu sein, keine große politische Wirkung. Sie kann laut verlässlichen Umfragen immer noch landesweit mit einer Zustimmung von etwa 30 Prozent zählen. Doch jetzt kommt noch ein weiteres Verfahren hinzu, wobei die Hefte von Centeno auch Beweismaterial bei bestehenden Prozessen liefern. Der Druck der Öffentlichkeit, der entstanden ist, wirkt sich direkt auf die Haltung der Richter aus, die jetzt im Scheinwerferlicht stehen. Richter Claudio Bonadío hat sofort vom Senat die Erlaubnis beantragt, eine Hausdurchsuchung in Cristinas Wohnungen durchzuführen. Es handelt sich zunächst jedoch nur um eine wichtige Geste des Richters.

			Präsident Macri braucht hier nichts zu tun, und er wäre gut beraten, wenn er Abstand davon nimmt, zu intervenieren oder sich zu äußern. Die echten “rationellen” Peronisten, die unabhängig von Cristina auftreten, haben ein konkretes Interesse, dass Cristina verurteilt wird, um sie von der Politik auszuschalten. Sie dürften unterschwellig in diesem Sinn vorgehen, auch wenn sie sich formell nicht äußern oder Cristina sogar verteidigen. Sie haben jetzt Blut geleckt und sind machthungrig. Wenn die Dame schließlich doch ins Gefängnis kommt, wie es das Strafgesetzbuch ohne Zweifel bestimmt, umso besser für diese Politiker. Die Partei von Cristina, “Unidad Ciudadana”, würde dabei von der politischen Szene verschwinden, und die Peronistische Partei würde als einzige die Rolle der Opposition übernehmen, was ihr bei den Wahlen von 2019 eine gute Chance gibt. Sollte der Peronismus gewinnen, hätte er das den Centeno-Heften zu verdanken.
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			Im Blickfeld: „Groko“ klein, die Kleinen groß 

			Von Klaus Blume

			Es ist nicht nur die brütende Sommerhitze, die manchem Regierungspolitiker in Deutschland derzeit Schweißperlen auf die Stirn treibt. Während die Quecksilbersäule auf Höchststände steigt, verharren die Umfragewerte von Christ- und Sozialdemokraten in der Tiefe. Würde am Sonntag der Bundestag gewählt, dann hätte die „Groko“ (Große Koalition) keine Mehrheit mehr im nationalen Parlament.

			In einer Umfrage von Infratest dimap fiel die CDU/CSU vorige Woche auf 29 Prozent und unterschritt damit zum ersten Mal seit 2006 die 30-Prozent-Marke. Die SPD verharrt unter ihrer neuen Vorsitzenden Andrea Nahles bei 17 bis 18 Prozent. Mit Blick auf die Landtagswahlen im Herbst verheißt das für die deutschen Regierungsparteien nichts Gutes.

			Am 14. Oktober wird in Bayern gewählt. Dort will die CSU, Schwesterpartei der CDU von Bundeskanzlerin Angela Merkel, ihre absolute Mehrheit verteidigen. Die CSU gibt es nur in Bayern, sie hat dort jahrzehntelang alleine regiert. In Umfragen kommen die Christsozialen aber nur noch auf 39 Prozent. Die CDU tritt zwei Wochen später in Hessen an, wo sie seit 1999 den Ministerpräsidenten stellt. Auch ihr drohen deutliche Verluste.

			Im heißtrockenen deutschen Sommer sind es vor allem die Grünen und die Rechtspopulisten, die in der Wählergunst zulegen. Die Grünen könnten in Bayern zweitstärkste Partei werden, dicht gefolgt von der AfD. Auf Bundesebene zog die AfD mit bis zu 17 Prozent mit der SPD annähernd gleich. Die Grünen liegen mit Werten zwischen 12 und 15 Prozent weit über ihrem Ergebnis der Bundestagswahl (8,9 Prozent).

			Während die AfD mit ihrem Anti-Zuwanderungs-Kurs punktet, macht sich bei der Ökopartei anscheinend der Führungswechsel bemerkbar. Anfang des Jahres waren der damalige schleswig-holsteinische Umweltminister Robert Habeck und die brandenburgische Bundestagsabgeordnete Annalena Baerbock zu neuen Vorsitzenden gewählt worden. Die beiden telegenen Spitzengrünen sind angetreten mit dem Ziel, die Anhängerschaft über die typische Klientel hinaus zu erweitern. Unter dem Motto „Einigkeit und Recht und Freiheit“ - dem ersten Vers der deutschen Nationalhymne - ziehen sie derzeit auf Sommerreise durch die Republik.

			„Womöglich sind die Grünen und die AfD die beiden neuen Volksparteien“, schrieb kürzlich das liberal-konservative Magazin „Cicero“. Die zentralen politischen Auseinandersetzungen - etwa zur Zuwanderung oder Klimapolitik - würden am erbittertsten zwischen diesen beiden Parteien ausgefochten. Es sei nicht besonders gewagt zu prognostizieren, dass Grüne und AfD weiter zulegen würden.

			Jahrzehntelang waren in Deutschland CDU/CSU und SPD die unbestrittenen Volksparteien, die sich in Bund und Ländern an der Regierung ablösten. Als in den 1980er Jahren die Grünen aufkamen, nahmen sie der SPD als linke Konkurrenz zwar Stimmen weg, waren aber ein geeigneter Partner für rot-grüne Koalitionen, wie unter SPD-Bundeskanzler Gerhard Schröder (1998-2005).

			Wegen der von Schröder eingeleiteten, oft schmerzhaften Sozialreformen („Agenda 2010“) verlor die SPD aber Wähler an die Partei Die Linke, zur der sich die Postkommunisten im Osten und kleinere linke Gruppen im Westen der Republik zusammengeschlossen hatten. Wegen zu großer ideologischer Differenzen kam die Linke als Koalitionspartner für die SPD auf Bundesebene nicht in Frage. Die Folge waren große Koalitionen mit den Christdemokraten.

			Unter der fast 13-jährigen Kanzlerschaft von CDU-Chefin Angela Merkel wurden die großen Koalitionen aber immer kleiner. Holten CDU, CSU und SPD 2005 noch 69,4 Prozent der Stimmen, waren es 2017 nur noch 53,4 Prozent. Merkels Unionsparteien mussten vor allem wegen der Zuwanderungspolitik Federn lassen, als die Kanzlerin 2015 entschied, die Grenzen für Flüchtlinge offen zu lassen und in kurzer Zeit gut eine Million neu ins Land kamen. Der von Flügelkämpfen geschwächten AfD verschaffte das seit 2015 starken Aufwind.

			Der Politikwissenschaftler Oskar Niedermayer sprach in einem Beitrag für das Magazin „Focus“ von „Akzeptanzkorridoren“, die die großen Parteien verlassen hätten. Für viele sozialdemokratische Stammwähler war demnach Schröders marktliberaler Schwenk nicht akzeptabel, während CDU und CSU wegen Merkels Flüchtlingspolitik für etliche Konservative unwählbar wurden.

			„Wir sind an einer Schwelle, an der die Gefahr besteht, dass wir den Status einer Volkspartei verlieren“, warnte kürzlich der Thüringer CDU-Vorsitzende Mike Mohring. In Zeiten der Verunsicherung sind sich die Christdemokraten über ihren künftigen Kurs uneins. Kürzlich bildete sich eine Gruppe unter dem Namen „Union der Mitte“, die sich gegen einen Rechtsruck wehrt. Ihr stehen konservative Zirkel wie die „Werteunion“ oder der „Berliner Kreis“ gegenüber, denen die CDU unter Merkel zu links geworden ist.

			Die Flüchtlingspolitik hat zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen den Schwesterparteien CDU und CSU geführt. CSU-Chef Horst Seehofer versucht sich als neuer Bundesinnenminister als Hardliner zu profilieren. Seinen Sessel als bayerischer Ministerpräsident hatte er Anfang des Jahres räumen müssen, weil zu viele Christsoziale nicht mehr glaubten, mit ihm die Landtagswahl zu gewinnen. Ob es unter seinem jüngeren Nachfolger - und Erzrivalen - Markus Söder besser läuft, bleibt abzuwarten. In einer Umfrage Anfang August war Söder der am wenigsten beliebte Ministerpräsident in Deutschland. (dpa)

		

	
		
			Meinung
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			Randglossen

			Die Kirchner-Regierungen kennzeichnen sich bei ihrer Korruption einmal durch den anormal hohen Umfang, dann durch die Offenheit, mit der all dies geschah, und schließlich durch die Zahlung in Bargeld, also Dollar, die in Säcken oder Koffern übergeben wurden. Normalerweise werden Schmiergelder, wenn es um höhere Beträge geht, auf Bankkonten in einem Steuerparadies deponiert. Die Barzahlung hat auch Mitgliedern der Bande, wie der Sekretär von Néstor Kirchner, Diego Muñoz, erlaubt, über 60 Millionen Dollar in seine Tasche zu stecken. Was man “noch” nicht weiß, ist, wo diese riesige Menge von Dollarscheinen geblieben ist. Wurden sie versteckt oder irgendwo begraben? Wurden sie schließlich doch ins Ausland gebracht und bei einer Bank deponiert oder irgendwie angelegt?  Dieses Geheimnis muss noch aufgedeckt werden.

			Néstor Kirchner war von Anfang an, als er seine politische Karriere als Bürgermeister von Rio Gallegos und vier Jahre später als Gouverneur von Santa Cruz begann, davon überzeugt, dass man Politik mit Geld macht und auch an der Politik verdienen muss. Er stammte aus bescheidenen Verhältnissen und hat seine politischen Machtposition ausgenutzt, um ein bedeutendes Vermögen anzuhäufen. Als Gouverneur hat er zunächst einen Betrag von 654 Millionen Dollar in seine Tasche gesteckt, den die Provinz als Zahlung für geschuldete Erdöl- und Gasgebühren erhielt. Dieser Betrag stieg dank einer guten Anlage auf über eine Milliarde an, von der er dann einen Teil für seine Wahlkampagne als Präsidentschaftskandidat einsetzte. Seine Präsidentschaft hat somit einen korrupten Ursprung. Als er im Amt war, hat er ein gigantisches Korruptionssystem aufgebaut, das vielfach vor Gericht angezeigt wurde, ohne dass die Richter reagierten. Erst jetzt, mit den Centeno-Heften, kommt alles in Gang. Ein Korruptionsskandal, der seinesgleichen sucht.

			Im Dezember findet im polnischen Kattowitz die nächste internationale Konferenz über den Klimawandel statt. Man kann nicht viel davon erwarten, nachdem Trump den Klimawandel verneint, obwohl dieser immer sichtbarer wird, und die Vereinigten Staaten das Land mit dem zweithöchsten Ausstoß von Kohlendioxyd sind. Die extreme Dürre in Europa, die Riesenbrände in Griechenland und Kalifornien sind Phänomene, die den Klimawandel deutlich zum Ausdruck bringen. Der CO2-Gehalt der Atmosphäre hat seit der industriellen Revolution um 47 Prozent zugenommen und wird bald den kritischen Stand erreichen, bei dem noch größere Katastrophen zu erwarten sind, mit einer Zunahme des Meeresspiegels um bis zu einem Meter mehr und intensiveren Dürren, Überschwemmungen und verheerenden Stürmen. Die Verhinderung dieser Entwicklung erfordert tiefgreifende Maßnahmen, Wohlstandsopfer auf breiter Ebene und vieles mehr. Aber es gibt eben keine Alternative.

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 28,23, unverändert gegenüber der Vorwoche, aber leicht über den vorangehenden Tagen dieser Woche. Die Dollarausschreibungen des Schatzamtes betrugen diese Woche u$s 50 Mio. täglich, die Hälfte als es vor einer Woche der Fall war. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 57,58 Mrd,. gegen u$s 57,83 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.7.19 bei $ 37,05, was einen Jahreszinssatz von 35,51% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 9,23%, und lag somit um 11,28% unter Ende Dezember 2017. Die führenden Papiere verloren allein am Mittwoch bis zu 4%. Der Korruptionsskandal mit der Centeno-Heften, der auch viele bedeutende Unternehmer umfasst, hatte eine negative Wirkung auf die Börse.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere lagen letzte Woche unter Baissedruck. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: +0,05%; Argentina 2021: -1,45%; Argentina 2026: -2,05%; Argentina 2046: -4,82%; Bonar 2024: -0,62.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires bei 18 Karat zu $ 618,54 pro Gramm gehandelt (Vorwoche; $ 629,46), und bei 24 Karat zu $ 1.019,48 ($ 1.036,57).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 6.08.18 um 33,69%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg um 22,77%.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 6.08.18 um 44,36%, auf $ 2,46 Bio. zu, und die gesamten Pesokredite nahmen in dieser Periode um 43,78% auf $ 1,64 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen um 6,76% auf u$s 31,71 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 17,13% auf  u$s 16.49 Mrd. zu. Während die Kedite im Pesobereich 66,6% der Depositen ausmachten, waren es im Dollarbereich nur 52%, obwohl die obligatorischen Mindestreserven hier nur 20% betragen. Die Banken haben somit noch eine große Marge für Dollarkredite, die theoretisch u$s 25,37 Mrd. ausmachen könnten.

			*** 

			Das Landesrisiko (Differenz zwischen der Rendite argentinischer Dollarbonds, die in den USA an der Börse gehandelt werden, und der Rendite der Bonds des US-Schatzamtes auf 10 Jahre, genannt “Treasuries”) stieg am Mittwoch um 2,9% auf 610 Basisipunkte (gleich 6,9 Prozentpunkte). Es ist der höchste Stand in drei Jahren.

			***

			Das Schatzamt brachte am Mittwoch Schatzscheine in Dollar (Letes) auf 182 Tage für u$s 430 Mio. zu 5% auf dem lokalen Finanzmarkt unter. Vor einem Monat betrug der Zinssatz für gleichartige Papier 3,75% 

			***

			Die Auslastung der Kapazität der Industrie betrug im Juni 61,8%, der niedrigste Koeffizient der letzten 16 Jahre, der 5,3 Prozentpunkte unter Juni 2017 liegt. Der Koeffizient war jedoch bei den einzelnen Branchen sehr unterschiedlich, mit 80,5% bei der Grundmetallindustrie, 71,7% bei Papier und Pappe, 70,6% bei nicht metallischen Erzen, 68,7% bei Raffinerien, 68% bei Tabakprodukten, 61,8% bei der Chemie, 60,1% bei Druckereien und Verlagen, 59,1% bei Nahrungsmitteln und Getränken, 55,4% bei Textilien, 54,8% bei Kautschuk und Kunststoffen, 53,6% bei der Metallmechanik und 47,7% bei Kraftfahrzeugen. Die Zunahme der Industrieproduktion erfordert somit zunächst keine Investitionen.

			***

			Die AFIP hat eine neue Möglichkeit der Zahlung von Steuerschulden in Raten eingeführt: Schulden, die bis zum 30. Juni entstanden sind, können jetzt in bis zu 48 monatlichen Raten gezahlt werden. Laut AFIP-Dirktor Leandro Cuccioli gilt dies für alle, also sowohl für sämtliche Unternehmen wie für physische Personen. Die Schulden werden bei kleinen und mittleren Unternehmen, die sich bis zum 30. September melden, zu 2% monatlich verzinst, und wenn sie sich später melden, zu 3%. Für Großunternehmen sind es 3%, bzw. 4%. Der Zahlungsplan erlischt automatisch, wenn zwei Raten in Folge nicht bezahlt werden. 

			***

			Die AFIP hat beschlossen, 60.000 Einheitssteuerzahler zum Teil von diesem System auszuschließen, und zum anderen Teil in eine höhere Kategorie einzustufen, bei der der feste Betrag, den sie monatlich zahlen müssen, höher ist. Die Einheitssteuer wurde 1998 auf Initiative des damaligen AFIP-Direktors Carlos Silvani eingeführt, um diejenigen zu erfassen, für die das Steuersystem zu kompliziert ist. Doch das System wurde weitgehend von Personen verwendet, die eigentlich nicht für die Einheitssteuer qualifizieren, um Steuern zu hinterziehen. Da die AFIP die Einheitssteuerzahler, die über 2 Mio. Menschen einschließt, kaum kontrolliert, ist diese Form der Hinterziehung weit verbreitet. 

			***

			Der Preis für argentinischen Weizen, mit Lieferung im Januar 2019, liegt jetzt bei fast 30% über dem Preis, der vor einem Jahr galt. Das ist bei einer Ernte, die für die Periode 2018/19 auf ca. 20 Mio. Tonnen geschätzt wird (gegen unter 10 Mio. Tonnen 2015) von großer Bedeutung.

			***

			Der Index der Bauwirtschaft ISAC, des INDEC, weist im Juni einen Rückgang von 0,1% gegenüber Mai aus. Es ist die erste monatliche Abnahme in 18 Monaten. Dennoch liegt das erste Halbjahr 2018 um 10,9% über dem Vorjahr. Das Statistische Amt berichtet jetzt auch über den Verbrauch von Baumaterialien. Dabei lag im Juni der Einsatz von hohlen Ziegelsteinen um 8,8% unter dem Vorjahr, der von Zement um 3,8% und der von Kalk um 1%, während keramische Böden eine Zunahme von 8,7% verzeichnen, und Asphalt eine von 9,4%. Das deutet darauf hin, dass weniger neue Bauten begonnen, aber solche, die sich in Gang befinden, weitergeführt wurden. Bei öffentlichen Bauten weist der gestiegene Asphaltkonsum darauf hin, dass der Instandhaltung und Verbesserung von Straßen Vorrang gegeben wurde.

			***

			Der Construya-Index, den die großen Fabrikanten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen aufstellen, weist im Juni einen interannuellen Rückgang von 5,4% aus. Es ist die erste Abnahme seit Februar 2017.

			***

			Im Juli reisten 1,36 Mio. Menschen per Flugzeug im Inland, 14% über dem gleichen Vorjahresmonat und 11,5% über dem bisherigen Rekord von Januar 2017. Dies hängt auch mit der Einführung von Billigflügen zusammen.

			***

			Der Preis für Benzin und andere flüssige Brennstoffe wurde letzte Woche um durchschnittlich 5% erhöht. Um den internationalen Preis voll auf den Inlandspreis abzuwälzen fehlt noch eine Erhöhung von 14%. Im Gegensatz zu anderen Ländern (wie die USA) wird Benzin und Dieselöl in Argentinien mit einer hohen Steuer belastet, was dazu führt, dass diese Erdölderivate im internationalen Vergleich anormal teuer sind. In der Bundeshauptstadt kostet ein Liter Superbenzin bei YPF jetzt $ 29,37, gegen vorher $ 28,11.

			***

			Im 1. Halbjahr 2018 wurden 132 Vergleichsverfahren (auf spanisch “concursos”) vor Gericht eingeleitet und und 829 Konkurse (auf spanisch “quiebras”) von den zuständigen Handelsrichtern erklärt, teilt das statistische Büro des Richterrates mit. Im Jahr 2017 gab es 207 Vergleichsverfahren und 1.834 Konkurse. Allgemein ist die Zahlungskette in der Wirtschaft gestört, was jedoch verstanden wird und nicht sofort zu einem Konkursantrag führt.

			***

			Der Weinexport in großen Behältern lag im Juli 2018 mit 53.760 hl um 150% über dem gleichen Vorjahresmonat, teilt das Landwirtschaftsministerium mit. In 7 Monaten 2018 lag der Weinexport um 29,4% über dem Vorjahr. Der Export von Wein in Flaschen (der sich auf Qualitätsweine bezieht) lag im Juli mit 196.954 hl um 18,2% über dem Vorjahr. Nachdem der interne Weinkonsum in den letzten Jahren stark zurückgegangen ist (von bis zu 85 Litern pro Einwohner im Jahr vor 50 Jahren auf jetzt um die 25 Liter), besteht die Möglichkeit eine hohe Menge Wein zu exportieren. Es ist jedoch kein einfacher Export, wobei besonders China in Frage kommt, wo Wein beliebt ist, aber der Konsum noch sehr niedrig ist.

			***

			Die Regierung hat ein Bewässerungsprogramm in Gebieten von Rio Negro, Neuquén und Chubut entworfen, dass in Kürze eingeleitet werden soll. Dabei sollen die einzelnen Projekte ausgeschrieben werden, für die ein Betrag von insgesamt u$s 355 Mio. vorgesehen ist. Insgesamt sind es über 100.000 ha. Das Landwirtschaftsministerium schätzt, dass im ganzen Land bis zu 6 Mio. ha bewässert werden könnten, von denen zunächst 835.000 ha in Frage kommen. Bei der Ausschreibung, die unmittelbar stattfinden soll, müssen die Interessenten Projekte vorlegen, wobei die besten die Zuteilung erhalten.

			***

			Transportminister Guillermo Dietrich und Innenminister Rogelio Frigerio bestätigten, dass kein öffentliches Investitionsobjekt wegen des Korruptionsskandals stillgelegt oder sonst irgendwie betroffen werde. Dietrich betonte, dies werde auch die PPP-Projekte über öffentlich-private Zusammenarbeit nicht stören. Der Präsident des Spitzenverbandes der Industrie, die “Union Industrial Argentina”, Miguel Acevedo, hatte anlässlich des 11. industriellen Seminars, das in Córdoba stattfand, erklärt, dass der Skandal die öffentlichen Bauten betreffen könne.

			***

			Die ZB hat am Dienstag beschlossen, den Referenzzinssatz auf 40% festzusetzen, der bei den Leliq-Wechseln auf 7 Tage besteht, den die Banken bei der ZB diskontieren. Bisher betrug dieser Satz 37%, und bis Mai waren es 27,27%. Die ZB ist gezwungen, den Zinssatz hoch zu halten, um zu vermeiden, dass die Lebac-Wechsel, die wöchentlich verfallen, nicht erneuert werden, was zu einer untragbar hohen monetären Expansion führen würde. Die Regierung will jetzt Schatzscheine in Dollar (angeblich für u$s 4 Mrd.) unterbringen, um die Lebac schrittweise zu ersetzen. Der hohe Referenzzinssatz hat eine verheerende Wirkung auf das gesamte Zinsgefüge und wirkt stark rezessiv.

			***

			Der Rindfleischexport hat dieses Jahr stark zugenommen. Im Juni wurden laut Angaben des Verbandes CICCRA (der die Fleischindustrie und den Handel umfasst) 28.300 Tonnen Fleisch (gleich 42.389 Tonnen Fleisch mit Knochen) exportiert, die höchste Menge seit Dezember 2009. In Werten waren es u$s 158 Mio., 74,1% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Im ersten Halbjahr 2018 wurden 226.000 Tonnen Rindfleisch mit Knochen exportiert, 62% über dem Vorjahr. In Werten waren es u$s 861,5 Mio., 51,1% über dem Vorjahr. Etwa die Hälfte der Exporte (in Mengen) entfiel im 1. Halbjahr auf China (107% mehr als im Vorjahr). An zweiter Stelle kommt Russland.(454% über demVorjahr). Indessen handelt es sich in beiden Fällen um billigere Fleischarten, während die teuren Schnitte an die EU geliefert wurden, so dass der Anteil von China und Russland wertmäßig stark sinkt.

			***

			Durch Beschluss des Sekretariates für soziale Sicherheit werden Pensionen, Hinterbliebenenrenten, Gnadenrenten, Kindergelder u.a. soziale Leistungen im September um 6,68% erhöht. Nachdem, schon eine Erhöhung von 5,71% im März und eine weitere von 5,69% im Juni stattgefunden hat, sind es dieses Jahr mit September insgesamt schon 19,2%. Die Zunahme beruht zu 70% auf dem Index der Konsumentenpreise und zu 30% auf dem Lohnindex des Arbeitsministeriums RIPTE. Für die Septembererhöhung wurde die Entwicklung im 1. Quartal 2018 genommen. Die Mindestpension steigt im September auf $ 8,637,14, und die Höchstpension auf $ 63.277,21. Der Betrag der Subvention, die Personen mit über 65 Jahren beziehen, die keine Beiträge geleistet haben (oder nur einen Teil) macht im September $ 6.909 aus. Das Kindergeld beträgt dann $ 1.684. ANSeS-Direktor Emilio Basavilbaso erklärte, die Erhöhung betreffe 17,7 Mio. Einzelfälle, von denen 6,9 Mio. auf Pensionäre und Rentner entfallen.

			***

			Das Handelssekretariat, geleitet von Miguel Braun, hat die nationale Kommission für den Konkurrenzschutz beauftragt, eine Untersuchung des Verhaltens der Firma Acindar einzuleiten, weil ein Missbrauch der dominierenden Marktposition vermutet wird, die das Unternehmen bei Stahlprodukten wie Rundeisen und Stahlbändern hat. Bei diesen Stahlprodukten hat Acindar eine stabile Beteiligung von 68%. Das Unternehmen erzeugt keine Stahlbleche. Acindar gehört seit fast zwei Jahrzehnten dem Konzern Arcelor-Mittal.

			***

			Die Subventionen für Energie (Strom und Gas) und Personentransport sind im Juli stark gestiegen. für Energie waren es $ 12,88 Mrd. 19% über dem Vorjahr, und für Transport 23,82 Mrd., 31,3% über dem Vorjahr, hat das Institut für Fiskalstudien IARAF ermittelt. Dennoch ergibt sich bei der Berechnung in konstanten Werten bei Energie eine Abnahme von 14% und beim Transport einer von 10,8%.

			***

			AFIP-Direktor Leandro Cuccioli hat den Fonds, der auf die gesamten Bruttoeinnahmen an Steuern und Zöllen erhoben wird, der für einen Gehaltszusatz der Angestellten bestimmt ist, um 0,60% auf die Einnahmen verringert, wobei dies in zwei Etappen stattfindet. Bei gesamten Steuereinnahmen von $ 293,89 Mrd. erreichte der Sonderfonds $ 1,76 Mrd., der unter den 22.340 AFIP-Beamten verteilt wird. In der Tat liegen die Gehälter bei der AFIP weit über denen der öffentlichen Verwaltung im Allgemeinen, so dass die Verringerung sich gewiss im Rahmen der Sanierung der Staatsfinanzen rechtfertigt. Auch nach diesem Abzug verbleiben die Gehälter der AFIP auf einem hohen Niveau.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Brasilien stieg die Industrieproduktion im Juni um 13,1% gegenüber Mai, als sie wegen des Lastwagenstreiks um 11% gefallen war, berichtet das Statistische Amt IBGE. Somit liegt der Juni-Index um 3,5% über dem gleichen Vorjahresmonat. In 12 Monaten zum Juni 2018 lag die Industrieproduktion um 3,2% über den vorangehenden 12 Monaten.

			***

			In Venezuela hat das Parlament (“Asamblea Nacional”) das bestehende Verbot des freien Devisenhandels aufgehoben, bei dem Bußen und eine Haftstrafe von bis zu 15 Jahren vorgesehen waren. Jetzt können Dollar über Banken, Wechselstuben oder direkt unter Verkäufern und Käufern gehandelt werden. Das erlaubt auch, Dollarguthaben von Personen oder Unternehmen, die in Venezuela wohnhaft sind, formell im Land für allerlei Zwecke einzusetzen, eventuell auch Investitionen.

			***

			In Venezuela erreichte die Inflation im Juli 2018 125%, hat die Opposition im Parlament (Asamblea Nacional) ermittelt. In 7 Monaten 2018 waren es 10.664% und in 12 Monaten zum Juli 82.766%. Im Juli stiegen die Preise täglich um 2,7%, womit sie sich alle 26 Tage verdoppelten. Einer Monatsinflation von 50% und mehr wird technisch als Hyperinflation eingestuft. Dabei verliert das Geld weitgehend seine Funktion als Tauschmittel, und es kommt zu einer zunehmenden Verwendung des Dollar bei internen Zahlungen, und auch zum direkten Warenaustausch.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Sancor

			Dieses Großunternehmen der Milchindustrie, das formell eine Genossenschaft von Milchlandwirten ist, kann die finanzielle Krise nicht überwinden, nachdem die Übernahme durch Adecoagro angeblich gescheitert ist, weil das Steueramt nicht bereit ist, dass die Steuerschuld von $ 2,5 Mio. in Raten auf mehrere Jahre und zu niedrigem Zinssatz gezahlt wird, was auch eine Verwässerung der Schuld beinhaltet. Adecoagro soll jetzt bestenfalls bereit sein, einige Fabriken von Sancor zu kaufen. Es ist jedoch auch möglich, dass Adecoagro Poker spielt und die Regierung zwingen will, bei der Steuerschuld nachzugeben. Sancor ist schon bei der Milchverarbeitung vom zweiten Platz, nach Mastellone Hnos., auf den dritten gefallen. Ohne Kapitalspritze kann das Unternehmen, das Banken u.a. privaten Gläubigern $ 11,5 Mrd. schuldet, kaum überleben. 

			Banco Supervielle

			Diese lokale Bank, die von der gleichnamigen Familie kontrolliert wird, hat einen Kredit von u$s 93,5 Mio. von BID-Invest erhalten, der Abteilung der Interamerikanischen Entwicklungsbank für Kredite an den privaten Bereich. An diesem Kredit haben sich auch private Banken beteiligt. Im Dezember 2017 hatte BID-Invest schon einen Kredit u$s 40 Mio. erteilt. Die Kredite sind für kleinere und mittlere Unternehmen bestimmt, ganz besonders in dem Provinzen Mendoza und San Juan.

			San Ignacio

			Dieser Fabrikant von “dulce de leche”, der 1939 von Ignacio Rodriguez Soto gegründet wurde, danach von der französichen Laitieres und 2013 von Alejandro Reca, Alejandro Berlin und Diego Temperely übernommen wurde, hat eine erste Ladung von 3.000 kg nach Japan geliefert. Dabei mussten zunächst die strengen Sanitätsbestimmungen Japans befriedigt werden. In Kürze dürften weitere Lieferungen folgen. Spätestens Anfang 2019 soll dann der Export nach China beginnen. Beim “dulce de leche” stützt Argentinien seine Konkurrenzfähigkeit auf eine große Erfahrung, auf billige Milch und auf die lokale Versorgung mit billigem Zucker. Die Firma exportiert auch sogenannten “blauen” Käse (der international Roquefort heißt) nach Russland.

			Ocasa

			Dieses Logistikunternehmen hat über seine Tochtergesellschaft Pickit ein System in Gang gesetzt, durch das Pakete, die über Internethandel gekauft wurden, dem Käufer an bestimmten Orten zur Verfügung stehen. Das System stellt eine Investition von u$s 2 Mio. dar. Die Orte, um die es hier geht, umfassen Lokale von Havanna, Walmart, Staples, The Coffee Stores, Pinturerías Rex und lokale Einzelhandelsgeschäfte. Waren, die über Mercado Libre, Dafiti, Fotter, Cardon u.a. Internethändler gekauft worden sind, können auf diese Weise bezogen werden.
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			Wirtschaft und Korruption

			Von Juan E. Alemann

			Die Korruptionsproblematik der argentinischen Gesellschaft und Politik ist jetzt in den Vordergrund gerückt, und das ist ein qualitativer Fortschritt von großer Bedeutung. Eine moderne Gesellschaft braucht nicht nur einen guten institutionellen Rahmen und ein gutes Rechtssystem, sondern auch ein ethisches Verhalten. Die Differenzen der einzelnen Personen bezüglich ihres Einkommens und Vermögens, die in einer effizienten Marktwirtschaft unvermeidlich sind, müssen als Ausdruck der Leistung, des Erfolges und glücklichen Umständen anerkannt werden, und nicht als Ergebnis von krummen und zum Teil verbrecherischen Manövern. Denn in diesen Fall versuchen es immer mehr Menschen auf diesem Weg, und das zerstört die Gesellschaft. 

			Allein, abgesehen davon, dass Ethik unabhängig von wirtschaftlichen Erwägungen ein Wert für sich ist, der an oberster Stelle stehen sollte, wirkt dies auch auf die Wirtschaft. Es ist gewiss nicht so, wie es primitive Geister und auch andere sehen, dass allein die Korruption für die unbefriedigende Entwicklung der argentinischen Wirtschaft verantwortlich ist. Der Gewerkschafter Luis Barrionuevo sagte vor vielen Jahren einmal, “wenn wir zwei Jahre nicht stehlen, dann geht alles in Ordnung“. Das klingt sehr schön, ist aber grundsätzlich falsch. Viele setzen jetzt die gigantische Kirchner-Korruption viel zu hoch an, gelegentlich auf ein ganzes Bruttoinlandsprodukt, was dann zum Schluss führt, dass das BIP pro Kopf ohne Korruption verdoppelt würde. Das ist gewiss eine absurde Phantasie. Die gesamte Kirchner-Korruption, also das Geld, dass das Eheepar und die ganze Bande plus andere, die auch etwas für sie abgezweigt haben, kann bestenfalls u$s 20 Mrd. erreichen, und das wäre um die 3% des BIP, also jährlich in 12 Jahren im Durchschnitt 0,25%. Auch wenn es schließlich doppelt so viel wäre, ändert dies nicht viel an der Entwicklung der Wirtschaft.

			Unverhältnismäßig wichtiger für das wirtschaftliche Wachstum sind die Fehlentscheidungen, das fehlende Effizienzbewusstsein, die Missachtung von Prioritäten, der Vorrang der Politik vor Wirtschaft, das kurzfristige Denken, die Vernachlässigung der langfristigen Ziele und die fehlende Rationalität bei der Diskussion wirtschaftlicher Themen. Und dann kommt noch das Klima und die Entwicklung der Weltwirtschaft, und besonders der Nachfrage nach den argentinischen Exportprodukten hinzu. 

			Bei den Infrastrukturinvestitionen der Kirchner-Periode gab es hohe Aufschläge auf die normalen Preise, allgemein von 30% und gelegentlich noch mehr. Das bedeutet einmal, dass mit dem gleichen Geld viel mehr hätte gebaut werden können, oder, dass das Geld hätte gespart werden können und das Defizit und die Inflation somit geringer gewesen wären. Doch darüber hinaus führte dieses korrupte System der Zuteilung der einzelnen Objekte dazu, dass die Unternehmer sich weniger um die Kosten des Baus, also um Effizienz, kümmerten, weil es keine echte Konkurrenz unter ihnen gab, wie es bei einer öffentlichen Ausschreibung sein sollte. Höhere Kosten stellen auch eine Vergeudung öffentlicher Gelder dar. Hinzu kommt dann noch das Schlimmste: die falsche und zum Teil absurde Wahl der Projekte, die durchgeführt wurden. Die vielen Straßen, die in Santa Cruz gebaut wurden, sind reine Vergeudung. In dieser Provinz ist der Verkehr minimal, und da es wenig regnet und der Boden aus hartem Lehm besteht, erhalten sich die Erdstraßen recht gut, so dass sie den geringen Kfz-Verkehr gewiss nicht behindern. In der Provinz Buenos Aires, werden die Erdstraßen nach einem üppigen Regen von den Fahrzeugen direkt zerstört, eben weil der Humusboden weich wird. Es besteht kein Zweifel, dass der Bau von Autobahnen in der zentralen Gegend des Landes beim Straßenbau erste Priorität und die Straßen von Santa Cruz letzte hatten. Denn die Autobahnen hätten den intensiven Kfz-Verkehr auf diesen Strecken erleichtert, die Fahrzeiten verkürzt, Unfälle vermieden und schließlich die Frachtkosten gesenkt, was eine große Wirkung auf die Wirtschaft hat. In der Tat werden die hohen Transportkosten (heute “Logistikkosten” benannt) stets bei der Analyse der überhöhten argentinischen Kosten hervorgehoben.

			Auch bei Kraftwerken wurden unter den Kirchners falsche Entscheidungen getroffen. Sowohl das Wärmekraftwerke in Rio Turbio wie die zwei Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz stehen bei der Liste der möglichen Kraftwerke an unterster Stelle, sind also Fehlinvestitionen. Auch beim sozialen Wohnungsbau wurde Geld vergeudet, mit dem Bau von Wohnungen, die nicht fertiggestellt wurden und danach verkamen, und der Verlegung von Wohnungsbauten auf die “Madres de Plaza de Mayo” und Milagro Salas, die beide nichts davon verstanden, und abgesehen davon, dass sie stahlen, viel Geld durch mangelhafte Fachkenntnisse und Planung vergeudet haben. Die Liste der Vergeudung bei den öffentlichen Investitionen der Kirchner-Periode ist noch viel länger. 

			Zurück zur Korruption. Die Macri-Regierung weist ohnehin ein grundsätzlich anderes Verhalten als die der Kirchners aus, und sie hat die Überpreise beim Straßenbau u.a. auch bei anderen Objekten im Prinzip abgeschafft. Was jetzt geschieht, dürfte diese Form des Vorgehens bei öffentlichen Investitionen vertiefen und sie zu einer dauerhaften Regel machen. In Zukunft wird sich ein hoher Beamter, der für ein Investitionsobjekt verantwortlich ist, es sich zwei und drei Mal überlegen, ob er Schmiergelder fordert.

			Nachdem jetzt auch die Unternehmer, die dabei gezahlt haben, einem Strafverfahren ausgesetzt wurden, dürften auch diese in Zukunft auf Zahlung von Schmiergeldern und Kartellierung zwecks Verteilung der Zuteilungen verzichten, oder die Zahlungen und/oder die Abmachungen zumindest auf ein “zivilisiertes” Maß beschränken, und lieber auf einen Auftrag verzichten, als dann einem Strafprozess ausgesetzt zu werden. 

			Viele der Unternehmer, die jetzt angeklagt und zum Teil auch verhaftet wurden, sind weiter für Infrastrukturprojekte verantwortlich, die sich in Gang befinden, und haben sich auch an Ausschreibungen beteiligt und Zuteilungen erhalten. Carlos Wagner, der die Firma Esuco kontrolliert, und bis vor kurzem Präsident der Bautenkammer war (was ihm eine zusätzliche Verantwortung zuschiebt, weil die Kammer bei den Zuteilungen der einzelnen Objekte mitgewirkt hat) ist jetzt auch am Bau von zwei Straßenprojekten beteiligt, die unlängst im Rahmen des PPP-Systems der öffentlich-privaten Zusammenarbeit zugeteilt wurden. Gerardo Ferreyra (ein notorischer K-Unternehmer, und in seiner Jugend Mitglied einer Terroristenorganisation) ist am Bau der zwei großen Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz zusammen mit einem chinesischen Unternehmen beteiligt. Und es gibt noch weitere Fälle. Angeblich hat Präsident Macri schon entschieden, dass Objekte, die sich in Gang befinden oder schon zugeteilt sind, normal weitergeführt werden, wobei nur die jetzt prozessierten Unternehmer von ihren leitenden Posten zurücktreten müssen.

			Können die angeklagten Unternehmer ihre Verantwortung vor Gericht mildern, indem sie darauf hinweisen, dass sie gezwungen wurden, zu zahlen, und sonst keine Bauaufträge erhalten hätten, und ihre Belegschaft zum größten Teil hätten entlassen müssen? Wird der Fall milder eingestuft, wenn davon ausgegangen wird, dass es sich um Beiträge für Wahlkampagnen handelte, die von den Unternehmern gefordert wurden (wie es mehrere Angeklagte schon geäußert haben), aber nicht um Schmiergelder? Können sie im Rahmen des Gesetzes (von 2016) über reuige Angeklagte, durch konkrete Angaben der Korruption der hohen Beamten eine Strafverringerung erhalten? Wenn es schließlich unter 3 Jahren Haft sind, kann diese effektiv nicht stattfinden. All diese Fragen müssen jetzt geklärt werden, an erster Stelle von den zuständigen Richtern, aber dann auch von der Regierung, an erster Stelle von Justizminister Garavano, an zweiter von Kabinettschef Peña und schließlich von Präsident Macri selbst. 

			Cristina Kirchner und ihre Politiker werden jetzt versuchen, die Verantwortung für die Korruption auf die Unternehmer zu verlegen, und dabei unterschwellig auch Franco Macri, den Vater des Präsidenten, u.a., die der Regierung nahestehen, einzuschließen. Angelo Calcaterra, der Vetter von Mauricio Macri, der die Firma IECSA vom SOCMA-Konzern der Macri-Familie übernommen und vor kurzem verkauft hat, ist auch auf der Liste. Die Regierung muss jetzt verhindern, dass die Strategie von Cristina Kirchner und Genossen sich durchsetzt, und somit die Rolle der Unternehmer bei dieser Megakorruption auf eine erzwungene Mitwirkung beschränken. Denn die Unternehmerschaft spielt bei der wirtschaftlichen Entwicklung eine wesentliche Rolle, und wenn die Unternehmer jetzt allgemein eingeschüchtert werden, werden sie sich zurückhaltend verhalten, statt aktiv und mit viel Initiative bei der Überwindung der gegenwärtigen Lage mitzuwirken.
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			Der Einbruch der Industrie im Juni: -8,1%

			Von Juan E. Alemann

			Der Index der Industrieproduktion des Statistischen Amtes (INDEC) verzeichnet in Juni einen überraschend hohen interannuellen Rückgang von 8,1%. Dieser Index, benannt EMI (Estimador mensual industrial), wird auf Grund kurzfristig verfügbarer Produktionsdaten ermittelt, die in einigen Fällen, wie Zement, Stahl, Kfz, Petrochemie u.a. von den Kammern der Branche stammen, in anderen Fällen direkt von Unternehmen angegeben werden. Es ist kein vollständiger Index, da der größte Teil der Kleinindustrie fehlt, und ganze Branchen, wie die Möbelindustrie, nicht vertreten sind. Aber im Wesen bringt der EMI-Index die Entwicklung der Industrie gut zum Ausdruck, weil er die wichtigen Rohstoffe umfasst, die von vielen Betrieben weiterverarbeitet werden, so dass der Konsum derselben auch ihre Tätigkeit ergibt. In früheren Zeiten berechnete das Statistische Amt einen einigermaßen kompletten Index, der jedoch mit großer Verspätung erschien und strukturelle Änderungen zunächst übersah, so dass die Zahlen keinen Nutzen und keinen vernünftigen Sinn hatten. Der EMI-Index wurde erst Anfang der 90er Jahre aufgestellt.

			Die Entwicklung der Industrie war ab Januar 2017, jeweils im Vergleich zum gleichen Vorjahresmonat, wie folgt:

			Januar 2017...................-1,1%

			Februar...................-6,0%

			März...................-0,4%

			April...................-2,6%

			Mai...................+2,7%

			Juni...................+6,6%

			Juli...................+5,9%

			August...................+5,3%

			September...................+2,3%

			Oktober...................+4,4%

			November...................+3,5%

			Dezember...................+0,3%

			Januar 2018...................+2,6%

			Februar...................+5,3%

			März...................+1,2%

			April...................+3,4%

			Mai...................-1,2%

			Juni...................-8,1%

			Die Zunahme betrug somit im 1. Halbjahr 2018 nur 1%, weil die Zahlen in den ersten 4 Monaten sehr gut waren. Der Einbruch kam mit der Krise auf dem Devisenmarkt.

			Bei den einzelnen Branchen weist nur die Grundmetallindustrie (Stahl und Aluminium) mit +9,8% eine Zunahme aus, die außerdem groß ist. Alle anderen Bereiche weisen einen Rückgang auf: Erdölraffinieren mit 19,8%, Kfz-Industrie mit 11,8%, Kautschuk und Kunststoffprodukte mit 11,1%, Metallmechanik mit 10,9%, Textilindustrie mit 10,8%, Chemie mit 10% und Tabakindustrie mit 9,7%. Der Rückgang war in all diesen Fällen sehr betont. Nahrungsmittel gingen um 5,4% zurück, Druckereierzeugnisse um 4,2%, nicht metallische Erze um 3,7% und Papier und Pappe um 1,2%. Bei den Raffinerien fällt der Rückgang auf, wobei auch die Stilllegung der Anlage von Oil Combustibles (von Cristóbal López) zum Einbruch beigetragen hat. 

			Bei Automobilen u.dgl. ist der Rückgang verständlich, nachdem das Land gut mit Fahrzeugen ausgestattet ist, und der Kauf von neuen problemlos hinausgeschoben werden kann. Außerdem ist die Haltung eines Automobils, einschließlich Benzinkosten und Parken, sehr teuer geworden, so dass es verständlich ist, dass viele Automobilbesitzer sparen müssen. Abgesehen davon wurden auch im Juni mehr Automobile aus Brasilien importiert als nach dort exportiert wurden. Bei ausgeglichenem Austausch, wie er in den 90erJahren des vorigen Jahrhunderts und auch danach bestand, als das System des kompensierten Kfz-Austausches mit Brasilien eingehalten wurde, wäre der Import niedriger und somit die lokale Produktion höher gewesen. Das Thema steht jetzt zur Diskussion, wird jedoch von Produktionsminister Dante Sica falsch angegangen, weil er davon ausgeht, dass der Kfz-Handel mit Brasilien frei sein muss, wie es vor vielen Jahren vereinbart wurde, was eben nicht sein kann, weil die argentinische Kfz-Industrie dabei verschwinden oder auf ein Minimum beschränkt werden würde. Denn Brasilien hat viel niedrigere Arbeitskosten, viel billigeres Blech, billigere Zubehörteile und eine niedrigere Steuerlast. Wenn man die Kfz-Industrie erhalten will, muss man zum kompensierten Austausch voll zurückkehren.

			Die starke Verringerung der Produktion von Zigaretten u.a. Tabakprodukten ist positiv zu werten, da dies bedeutet, dass weniger geraucht wird. Aber es kann auch sein, dass mehr Zigaretten geschmuggelt wurden. In Misiones gelangt eine Unmenge von Zigarettenpaketen aus Paraguay ins Land, wobei hier die hohe Zigarettensteuer entfällt, was sie sehr billig macht. 

			Bei Textilien ist der Rückgang begreiflich. Der Mittelstand ist allgemein gut mit Bekleidung ausgestattet, so dass er auf neue Käufe verzichtet, wenn das Einkommen nicht ausreicht. Außerdem habe sich viele Menschen in Chile und Paraguay versorgt, wo die Bekleidung viel billiger ist, besonders vor der Abwertung. Das hat jetzt als massive Erscheinung zunächst aufgehört. Aber das Problem besteht weiter.

			Bei Nahrungsmitteln hat der Rückgang nicht unbedingt die Bedeutung, die im allgemeinen gegeben wird, nämlich, dass viele Menschen sich jetzt nicht voll ernähren. Einmal gab es einen Übergang auf billigere Produkte und Marken, was die Produktionsstatistik nicht erfasst, und dann sind weder frisches Gemüse noch Obst im Index eingeschlossen. 

			Der Aufschwung der Industrie, der ab Mai 2017 eintrat, ist zum großen Teil auf den Impuls zurückzuführen, den die Bauwirtschaft erhielt, einmal durch die Zunahme des Umfanges der öffentlichen Bauten, und dann, im privaten Bereich, wegen der explosiven Zunahme der Hypothekarkredite mit Wertberichtigung (gemäß dem UVA-Index, der dem Index der Konsumentenpreise entspricht). In letzter Zeit haben beide Impulse nachgelassen: der Staat muss weniger für öffentliche Bauten ausgeben, um das Defizit zu verringern, und im privaten Bereich hat die Abwertung dazu geführt, dass die Werte der Apartments, die in Dollar berechnet werden, über die der gewährten Kreditbeträge gestiegen sind, so dass viele Interessenten nicht kaufen konnten. Außerdem hat die Krise viele potentielle Käufer eingeschüchtert. 

			Die Abwertung, die ab Mai eingetreten ist, wirkt sich positiv auf die Industrie aus, einmal weil sie importierte Konkurrenzprodukte verteuert, und dann, weil sie Exportmöglichkeiten schafft. Doch der Kurs muss längere Zeit real hoch bleiben, damit sich diese Wirkung vertieft. Die Industrie wird beim Export auch durch Exportsubventionen gefördert. Es hieß, diese sollten jetzt im Zuge der Defizitverringerung abgeschafft oder zumindest verringert werden, doch das wurde dementiert. Ein hoher realer Wechselkurs führt jedoch zu einer starken Einkommensumverteilung zu Gunsten der Landwirtschaft, die sozial nicht tragbar ist. Um das zu vermeiden, muss es eben Exportzölle geben. Ohne diese lässt sich der hohe reale Wechselkurs nicht halten, und darunter leidet schließlich die Industrie. 

			Abgesehen davon stellen die hohen Zinsen eine Hemmung für die Industrie dar. Doch wenn man die Industrie im Zusammenhang mit dem Export und Import von Industrieprodukten untersucht, gelangt man zum Ergebnis, dass die lokale Industrie sich ohne weiteres in Dollar verschulden sollte, wobei in diesem Bereich die Zinsen normal sind. Das Zinsproblem lässt sich in einem Land mit chronischer Inflation, wie Argentinien, nur durch Verwendung des Dollars als Zweitwährung bei Kreditgeschäften lösen. Darüber wird jedoch überhaupt nicht gesprochen.

			Wenn man den Rückgang der Industrieproduktion vom Juni im Einzelnen untersucht, gelangt man zum Schluss, dass es sich nicht nur um ein Konjunkturproblem handelt, und als solches nicht so dramatisch ist, wie es zunächst erscheint.

		

	